Überblick über das Urheberrecht
1. Rechtsgrundlage, Zweck, Entwicklung
1.1 Rechtsgrundlage

- Urhebergesetz – UrhG

- Daneben spielen internationale Abkommen eine wesentliche Rolle, z.B. die Revidierte

   Berner Übereinkunft (RBÜ), die ausländischen Urhebern den gleichen Schutz verspricht

   wie Inländern.
→ §§ 1 – 27 UrhG
1.2 Zweck

- Im objektiven Sinn werden bestimmte kulturelle Geistesschöpfungen geschützt (Werke).

- Im subjektiven Sinn garantiert das Urheberrecht dem Urheber bestimmte subjektive Rechte.

1.3 Entwicklung

1.3.1
Antike
- In Rom gab es zwar urheberrechtliche Probleme, doch war der Urheberrechtsschutz

   unbekannt.

- Entgeltzahlungen an Künstler waren verboten, daher entwickelte sich das Mäzenatentum.

- Der Mäzen bezahlte für das Werk und konnte dann nach belieben damit verfahren.

1.3.2
Mittelalter
- Kein Urheberrechtsschutz, kein gewerbsmäßiges künstlerisches schaffen.

- Künstler gehörten zum Adel, zu Orden oder zu Zünften.

- Zum Schutz von Entstellungen ihrer Werke benutzten viele Autoren Bücherflüche.

- Erst mit der Renaissance gab es die ersten Autorenprivilegien (1486 in Venedig).

- In Deutschland bestand das Problem der Zersplitterung des Landes, Goethe ließ sich z.B.

   in 39 Einzelstaaten Privilegien einräumen.

1.3.3
Neuzeit
- Die ersten Urhebergesetze stammen aus den Jahren 1901 und 1907.

- Seit einigen Jahren führt die technische Entwicklung (z.B. Internet) zu permanenten

   Novellen, dennoch hinkt das Recht der Technik hinterher (z.B. Lücken im Rechtswesen
   werden durch professionelle Kriminelle erkannt und umgangen)

2. Schutzgegenstände
2.1 Urheber und Werke
2.1.1
Urheber
- Ausgangspunkt: §§ , 2 UrhG

- Den Begriff an sich definieren die §§ 7, 8 UrhG

- § 7:
Urheber ist der Schöpfer des Werkes.

- § 1:
Urheber genießt Schutz für seine Werke.

- § 8 erfasst die Miturheberschaft, die auf gemeinsamen Schaffen beruht → § 1 UrhG

2.1.2
Werke
- § 2 I regelt, welche Werke Schutz genießen können.

2.2 Persönlich geistige Schöpfung
- ist geregelt in § 2 II UrhG

- Grundlage ist eine „gewisse Schöpfungshöhe“, Alltägliches besitzt diese nicht.

- Persönlich: „Nur ein Mensch kann Schöpfer sein, kein Tier, keine Maschine.“

- Das Werk muss geistigen Gehalt haben, es darf kein Zufallsprodukt sein.

- Das Werk muss individuelle Züge haben, so dass es einem Urheber zugeordnet werden

   kann.

- Individualität ist der Grund für die Schutzwürdigkeit eines Werkes.

- Es werden keine hohen Anforderungen gestellt.

- Def. des BGH:
   →Das Kunstwerk ist eine eigene persönliche, geistige Schöpfung, die mit Darstellungs-

       mitteln der Kunst durch formgebundene Tätigkeit hervorgebracht ist und vorzugsweise

       für die Anregung des Gefühls durch Anschauung bestimmt ist.

2.3 Rechtssprechungsbeispiele
Sprachwerke:

→ Aufsätze und Entscheidungen in der Zeitschrift GRUR (Gewerblicher Rechtsschutz und

     Urheberrecht). OLG Nürnberg bejaht diese, da Individualität vorliegt, die in eigenen

     Entscheidungen des Verfassers zum Ausdruck komme.

→ deutsche Rechnungslegungsstandards gemäß § 342 HGB genießen trotz § 5 UrhG (kein

     Urheberrechtsschutz für Gesetze) Urheberrechtsschutz, weil sie nicht vom Gestzgeber,

     sondern von einer privat organisierten Stelle erlassen werden.

Musikwerke:

→ OLG München versagt für die bestimmte Abfolge von 5 Tönen Urheberrechtsschutz,
     billigt sie dem gesamten Technostück jedoch zu.

Bildende Kunst:

→ Aus Gips gefertigter Bundesadler im Plenarsaal genießt Urheberrechtschutz, weil es

     über durchschnittliche Adlergestaltung hinausragt.

→ Niessing-Spannring: Nach Auffassung des OLG Düsseldorf genießt er Urheberrechts-

     schutz, weil er über die Durchschnittsgestaltung eines Ringes hinausragt.

2.4 Computerprogramme
- Diese werden Sprachwerken gleichgestellt, § 2 I Nr.1.

- Zudem finden sich zum Schutz von Computerprogrammen und deren Urhebern Sonder-
   vorschriften in den §§ 69a ff UrhG.

- Dahinter steht die Umsetzung einer europäischen Richtlinie zum Schutz von PC-Progr.

- § 69a I UrhG geht von einem weiten Programmbegriff aus, um umfassenden Schutz

   gewähren zu können.

- § 69a II UrhG legt fest, dass für den Urheberrechtsschutz von Computerprogrammen keine

   Sonderbedingungen aufgestellt werden dürfen.

3.�.� §§ 69a ff UrhG enthalten die Rechte des Schöpfers eines Computerprogramms, z.B. § 69c.

3. Rechte des Urhebers

→ § 11 UrhG zeigt, dass das Urheberrecht sowohl die ideellen, als auch die materiellen

     Interessen des Urhebers schützen will. Man unterscheidet daher die Urheber-

     persönlichkeitsrechte (§ 12–14 UrhG) und die Verwertungsrechte (§ 15-27 UrhG)
3.1 Urheberpersönlichkeitsrechte
3.1.1
§ 12 UrhG – Veröffentlichungsrecht
- Der Urheber hat das Recht der Erstveröffentlichung.

- Umgekehrt enthält die Norm ein Geheimhaltungsrecht.

3.1.2
§ 13 UrhG – Anerkennung der Urheberschaft
- Der § 13 UrhG sichert dem Urheber das Recht zu, als solche genannt zu werden.

3.1.3
§ 14 UrhG – Entstellung des Werkes

- = Recht auf Wahrung der Werksintensität

- Es schützt das Interesse des Urhebers davor, dass sein Werk der Öffentlichkeit genauso

   dargeboten wird, wie er es geschaffen hat.

- [Strittig ist, ob $ 14 UrhG vor Totalvernichtung des Werkes schützt.]

Beispiele:

→ Eigentümer zerschneidet ein Werk (Gemälde) von P. Klee in 4 Teile.
     Erben Klees wehren sich gerichtlich gegen das Zerschneiden des Gemäldes und berufen

     sich auf § 14 UrhG ff und bekommen Recht zugesprochen.

→ Felseneiland: Fabrikant lässt Eingangshalle seiner Villa durch einen Künstler bemalen,

     die allerdings nackte Sirenen als Kunstwerk beinhalteten.

     Daraufhin lässt der Fabrikant die in seinen Augen „obszöne“ Wandmalerei übermalen
     und verstößt damit gegen § 14 UrhG.

3.2 Verwertungsrechte § 15 UrhG
3.2.1
§§ 15 I Nr.1 i.V.m. § 16 UrhG - Vervielfältigungsrecht

- Vervielfältigungsrecht ist das Recht, eine beliebige Anzahl von Vervielfältigungsstücken

   herzustellen.

- Es ist unübertragbar und verbleibt beim Urheber, selbst wenn Werke veräußert werden und

   somit ein Eigentumsübergang stattfindet (= beinhaltet nur Änderung der Nutzugsrechte)

3.2.2
§§ 15 I Nr.2 i.V.m. § 17 UrhG - Verbreitungsrecht

- Verbreitungsrecht ist das Recht, das Original (oder ein Vervielfältigungsstück) der

   Öffentlichkeit anzubieten.

- Es verbleibt dauerhaft beim Urheber.

- § 17 UrhG II: Erschöpfungsgrundsatz:
In bestimmten Ländern steht dem Urheber nur

   das Erstverbreitungsrecht zu.

Voraussetzungen:
· erstmaliges In-Verkehr-Bringen ist mit Zustimmung des Urhebers erfolgt.

· es erfolgte in bestimmten Ländern. (EU- Mitgliedsstaaten)

· es erfolgte im Wege der Veräußerung.

3.2.3
§§ 15 I Nr.3 i.V.m. § 18 UrhG - Ausstellungsrecht

- Ausstellungsrecht ist das Recht, zur öffentlichen Zur-Schau-Stellung des Werkes.

3.2.4
§§ 19, 20, 23 UrhG ff – weitere Rechte
4. Schranken der Urheberrechte
- geregelt in §§ 44a – 63a UrhG

- Schranken beruhen u.a. auf europäischen Richtlinienvorgaben und sie dienen dem Schutze
   des öffentlichen Interesses.

Beispiel:

- Nach § 45 UrhG ist es zulässig, für ein Gerichtsverfahren Vervielfältigungsstücke ohne

   Genehmigung des Urhebers anzufertigen.

- § 46 UrhG gestattet Verwendung von Werken für Schulgebrauch bzw. zu Zwecken der

   Fort- und Weiterbildung.

- § 53 UrhG gestattet die Vervielfältigung zum privaten Gebrauch.

5. Zeitliche Begrenzung
- § 64 UrhG:
70 Jahre nach dem Tode des Urhebers

- Nach dem Tode machen Erben Rechte geltend.

6. geplante Neuregelungen
- 2001: Richtlinie über das Urheberrecht in der Informationsgesellschaft diente der

  Harmonisierung bestimmter Rechte (Verwertungs- und Vervielfältigungsrechte)

→ Zwingender Teil war von Mitgliedsstaaten bis 2003 umzusetzen.

→ Weiterer Teil enthält Ermessungsspielräume für die Mitgliedsstaaten.

- In Deutschland gibt es einen Referentenentwurf, der an § 53 UrhG festhält.
- Eventuell erfolgt eine Umsetzung im Herbst 2005.

Urheberrechtsfälle - Beispiele
Beispiel 1:
Berliner Mauer (BGH Neue Juristische Woche 1995, 1556)
Sachverhalt:
- VEB L.Bau zerlegte damals die Berliner Mauer in Einzelteile und übergab vor allem

   bemalte Mauerstücke der X-GmbH.

- Bei einer Versteigerung in Monte Carlo wurde 1990 ein Erlös von 1,8 Mio. DM erzielt.

- 2 Graffitikünstler klagen auf Beteiligung am Versteigerungserlös, da diese die Urheber
   der auf den Mauerstücken vorhandenen Bemalungen sind.

Verletztes Recht:
- Verbreitungsrecht aus § 17 UrhG.

BGH:
- gibt Klage statt.
- Zwar seien die Künstler nicht Eigentümer, ihnen stünden jedoch die Verwertungsrechte zu.

- Der Eigentümer hat nur ein Abwehrrecht, jedoch kein Verwertungsrecht.

- Da nicht davon ausgegangen werden konnte, dass die Mauer ein verkehrsfähiges Gut sei,

   konnten die Eigentümer nicht unterstellen, dass die Künstler auf ihr Verwertungsrecht

   verzichten.

- Um die bemalten Mauerstücke zu verwerten, brauchte der Eigentümer die Zustimmung

   der Graffitikünstler.

→ Ist der Erschöpfungsgrundsatz gemäß § 17 II UrhG anwendbar?



→ Nein, da die Mauer kein verkehrsfähiges Werksexemplar ist!
Resultat:
Ausschüttung eines Anteils am Erlös an beide Künstler.
Beispiel 2:
„Himmelsscheibe von Nebra“ (LG Magdeburg, GRUR 2004, 672)

Sachverhalt:
- Land Sachsen – Anhalt klagt auf Einwilligung in Markenlöschung.
- 2 Marken der Beklagten nehmen Bezug auf die Himmelsscheibe.

- Finder versuchten die Scheibe über einen Hehler zu veräußern.

- Im Februar 2002 stellte die Polizei die Scheibe bei einer fingierten Kaufaktion sicher.

- In dem selbigen Monat erscheint ein Zeitungsartikel samt Bild in Deutschland, ebenso auch

   in der Schweiz.

- 25.09.2002: Offizielle Vorstellung der Scheibe

- 27.09.2002: Beklagte meldet die beiden streitgegenständlichen Marken beim DPMA an.

→ Ist das Land Sachsen – Anhalt nach § 71 UrhG und § 13 I MarkG dazu berechtigt,

     die Löschung zu verlangen?

- Dazu musste entschieden werden, wann die Himmelsscheibe erstmals mit Zustimmung

   des Berechtigten der Öffentlichkeit präsentiert wurde.

- Das Land Sachsen – Anhalt ist Eigentümer der Scheibe gemäß § 12 DenkmalschutzGesetz.

- Erste offizielle Präsentation war daher am 25.09.2002, als das Land als Eigentümer der

   Öffentlichkeit erstmals die Scheibe präsentierte.

Resultat:
Land kann Löschung verlangen, da es umfassende Recht erworben hat.
